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Norm

AsylG 2005 837 Abs1

AVG 868 Abs1

AsylG 2005 § 37 heute

AsylG 2005 § 37 gultig ab 21.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

AsylG 2005 § 37 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 37 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

E

AVG § 68 heute

AVG 8§ 68 gliltig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013

AVG 8§ 68 giltig von 01.07.1995 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 471/1995
AVG 8§ 68 gultig von 01.02.1991 bis 30.06.1995

L

Spruch
A5 408.892-2/2011/2Z
BESCHLUSS

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. SCHREFLER-KONIG als Einzelrichterin (iber die Beschwerde des XXXX
alias XXXX alias XXXX alias XXXX, Staatsangehoriger von Nigeria, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom
08.11.2011, ZI. 10 00.966-BAl, in nichtoffentlicher Sitzung beschlossen:Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr.
SCHREFLER-KONIG als Einzelrichterin (iber die Beschwerde des rémisch 40 alias rémisch 40 alias rémisch 40 alias
romisch 40 , Staatsangehdriger von Nigeria, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 08.11.2011, ZI. 10 00.966-
BAl, in nichtoffentlicher Sitzung beschlossen:

Der Beschwerde vom 15.11.2011 wird gemaR § 37 Abs. 1 AsylG 2005, BGBI. I. Nr. 100/2005 idgF, die aufschiebende
Wirkung zuerkannt.Der Beschwerde vom 15.11.2011 wird gemal Paragraph 37, Absatz eins, AsylG 2005,
Bundesgesetzblatt romisch eins. Nr. 100 aus 2005, idgF, die aufschiebende Wirkung zuerkannt.

Text
BEGRUNDUNG:
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

I.1. Der minderjahrige Beschwerdeflhrer, ein nigerianischer Staatsangehoriger, stellte am 16.02.2011 mittels seiner
gesetzlichen Vertreterin und Mutter XXXX alias XXXX alias XXXX (zu A5 408.889-2/2011) den nunmehr
verfahrensgegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz. Mit dem angefochtenen Bescheid hat das
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Bundesasylamt diesen Antrag gemal3 § 68 Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache zurtickgewiesen. Gleichzeitig wurde
sein zuvor gestellter Antrag auf internationalen Schutz (vom 01.02.2010) bezlglich der Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Nigeria gemald 8 8 Abs. 1iVm § 2 Abs. 1 Z. 13 AsylG
abgewiesen. Unter einem wurde der minderjahrige Beschwerdefihrer gemdaR§ 10 Abs. 1 AsylG aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet nach Nigeria ausgewiesen.romisch eins.1. Der minderjahrige Beschwerdeflhrer, ein
nigerianischer Staatsangehoriger, stellte am 16.02.2011 mittels seiner gesetzlichen Vertreterin und Mutter rémisch 40
alias rémisch 40 alias romisch 40 (zu A5 408.889-2/2011) den nunmehr verfahrensgegenstandlichen Antrag auf
internationalen Schutz. Mit dem angefochtenen Bescheid hat das Bundesasylamt diesen Antrag gemal3 Paragraph 68,
Absatz eins, AVG wegen entschiedener Sache zurlickgewiesen. Gleichzeitig wurde sein zuvor gestellter Antrag auf
internationalen Schutz (vom 01.02.2010) beztiglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in
Bezug auf seinen Herkunftsstaat Nigeria gemaR Paragraph 8, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins,
Ziffer 13, AsylG abgewiesen. Unter einem wurde der minderjahrige Beschwerdefiihrer gemaR Paragraph 10, Absatz
eins, AsylG aus dem &sterreichischen Bundesgebiet nach Nigeria ausgewiesen.

I.2. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefiihrer mittels seiner gesetzlichen Vertreterin fristgerecht
Beschwerde.rémisch eins.2. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeflihrer mittels seiner gesetzlichen
Vertreterin fristgerecht Beschwerde.

Il. Rechtliche Beurteilungromisch zwei. Rechtliche Beurteilung

I.1. GemaR & 28 Abs. 1 AsylGHG, BGBI. | Nr. 2008/4 nimmt der Asylgerichtshof mit 01.07.2008 seine Tatigkeit auf. Das
Bundesgesetz Uber den Unabhangigen Bundesasylsenat (UBASG), BGBI. | Nr. 77/1997, zuletzt geandert durchBGBI. |
Nr. 100/2005, tritt mit 01.07.2008 auBer Kraftromisch zwei.1. GemaR Paragraph 28, Absatz eins, AsylGHG, BGBI.
rémisch eins Nr. 2008/4 nimmt der Asylgerichtshof mit 01.07.2008 seine Tatigkeit auf. Das Bundesgesetz Uber den
Unabhangigen Bundesasylsenat (UBASG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 77 aus 1997, zuletzt geandert durch
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005,, tritt mit 01.07.2008 auRer Kraft.

I.2. GemaR § 23 Abs. 1 AsylGHG idF der Dienstrechtsnovelle 2008,BGBI. | Nr. 147/2008, sind auf das Verfahren vor
dem Asylgerichtshof, sofern sich aus dem Asylgesetz 2005, BGBI. Nr. 100, nicht anderes ergibt, die Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG) mit der Mal3gabe sinngemaR anzuwenden, dass an die Stelle
des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.rémisch zwei.2. Gemald Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG in
der Fassung der Dienstrechtsnovelle 2008, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147 aus 2008,, sind auf das Verfahren vor
dem Asylgerichtshof, sofern sich aus dem Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Nr. 100, nicht anderes ergibt, die
Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG) mit der Maligabe sinngemafR
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

I1.3. Gemal § 9 leg.cit. entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die Entscheidung
durch Einzelrichter oder verstarkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist.rémisch zwei.3. GemaR Paragraph 9, leg.cit.
entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die Entscheidung durch Einzelrichter oder
verstarkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist.

I.4. GemaR § 61 Abs. 1 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten Gber Beschwerden gegen Bescheide des
Bundesasylamtes und Uber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes. Gemaf3
Abs. 3 entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter Gber Beschwerden gegen zurlickweisende Bescheide wegen
Drittstaatssicherheit gemaR § 4, wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemaR &8 5 und wegen entschiedener
Sache gemalR & 68 Abs. 1 AVG sowie Uber die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisungromisch zwei.4.
Gemal’ Paragraph 61, Absatz eins, AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten Uber Beschwerden gegen
Bescheide des Bundesasylamtes und Uber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des
Bundesasylamtes. Gemald Absatz 3, entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter Gber Beschwerden gegen
zurlickweisende Bescheide wegen Drittstaatssicherheit gemald Paragraph 4, wegen Zustandigkeit eines anderen
Staates gemal Paragraph 5 und wegen entschiedener Sache gemal3 Paragraph 68, Absatz eins, AVG sowie Uber die mit
diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung.

I.5. GemaR & 75 Abs. 7 AsylG 2005 sind am 1.7.2008 beim Unabhdngigen Bundesasylsenat anhangige Verfahren vom
Asylgerichtshof nach MalRgabe der folgenden Bestimmungen weiterzufiihren:rémisch zwei.5. Gemal3 Paragraph 75,
Absatz 7, AsylG 2005 sind am 1.7.2008 beim Unabhangigen Bundesasylsenat anhangige Verfahren vom Asylgerichtshof
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nach MalRgabe der folgenden Bestimmungen weiterzufihren:

1. Mitglieder des Unabhangigen Bundesasylsenates, die zu Richtern des Asylgerichtshofes ernannt worden sind, haben
alle bei ihnen anhangigen Verfahren, in denen bereits eine mindliche Verhandlung stattgefunden hat, als Einzelrichter

weiterzuflhren.

2. Verfahren gegen abweisende Bescheide, in denen eine mundliche Verhandlung noch nicht stattgefunden hat, sind
von dem nach der ersten Geschéftsverteilung des Asylgerichtshofes zustandigen Senat weiterzufihren.

3. Verfahren gegen abweisende Bescheide, die von nicht zu Richtern des Asylgerichtshofes ernannten Mitgliedern des
Unabhdngigen Bundesasylsenates gefuhrt wurden, sind nach Maligabe der ersten Geschéftsverteilung des
Asylgerichtshofes vom zustandigen Senat weiterzufuhren.

I1.L6. Gemal? 8 41 Abs. 7 leg. cit. kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei
ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt§ 67d AVG.rémisch zwei.6. GemaR
Paragraph 41, Absatz 7, leg. cit. kann eine mudndliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei
ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt Paragraph 67 d, AVG.

I.7. GemaR § 36 Abs. 1 leg. cit. kommt einer Beschwerde gegen eine Entscheidung, mit der ein Antrag auf
internationalen Schutz zurtckgewiesen wird, eine aufschiebende Wirkung nicht zu. Einer Beschwerde gegen eine mit
einer solchen Entscheidung verbundenen Ausweisung kommt die aufschiebende Wirkung nur zu, wenn sie vom
Asylgerichtshof zuerkannt wird. GemaR § 36 Abs. 4 leg. cit. ist die Ausweisung durchsetzbar, wenn einer Beschwerde
gegen eine Ausweisung die aufschiebende Wirkung nicht zukommt. Mit der Durchfihrung der diese Ausweisung
umsetzenden Abschiebung oder Zurlckschiebung ist bis zum Ende der Rechtsmittelfrist zuzuwarten; wird ein
Rechtsmittel ergriffen bis zum Ablauf des siebenten Tages ab Berufungsvorlage. Der Asylgerichtshof hat das
Bundesasylamt unverziglich vom Einlangen der Berufungsvorlage und von der Gewéahrung der aufschiebenden
Wirkung in Kenntnis zu setzen.rémisch zwei.7. GemaR Paragraph 36, Absatz eins, leg. cit. kommt einer Beschwerde
gegen eine Entscheidung, mit der ein Antrag auf internationalen Schutz zurlickgewiesen wird, eine aufschiebende
Wirkung nicht zu. Einer Beschwerde gegen eine mit einer solchen Entscheidung verbundenen Ausweisung kommt die
aufschiebende Wirkung nur zu, wenn sie vom Asylgerichtshof zuerkannt wird. Gemaf Paragraph 36, Absatz 4, leg. cit.
ist die Ausweisung durchsetzbar, wenn einer Beschwerde gegen eine Ausweisung die aufschiebende Wirkung nicht
zukommt. Mit der Durchfihrung der diese Ausweisung umsetzenden Abschiebung oder Zurlickschiebung ist bis zum
Ende der Rechtsmittelfrist zuzuwarten; wird ein Rechtsmittel ergriffen bis zum Ablauf des siebenten Tages ab
Berufungsvorlage. Der Asylgerichtshof hat das Bundesasylamt unverziglich vom Einlangen der Berufungsvorlage und
von der Gewahrung der aufschiebenden Wirkung in Kenntnis zu setzen.

I.8. Gemall & 37 Abs. 1 leg. cit. hat der Asylgerichtshof der Beschwerde gegen eine mit einer zurlickweisenden
Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz verbundenen Ausweisung binnen sieben Tage ab
Beschwerdevorlage die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass eine Zurlckweisung,
Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in den Staat, in den die Ausweisung lautet, eine reale Gefahr einer
Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fur
ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkUrlicher Gewalt im
Rahmen eines internationalenrémisch zwei.8. GemaR Paragraph 37, Absatz eins, leg. cit. hat der Asylgerichtshof der
Beschwerde gegen eine mit einer zuriickweisenden Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz
verbundenen Ausweisung binnen sieben Tage ab Beschwerdevorlage die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn
anzunehmen ist, dass eine Zurlckweisung, Zurtckschiebung oder Abschiebung des Fremden in den Staat, in den die
Ausweisung lautet, eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6
oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wiirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder
der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen

oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wiirde.

I.9. Das Bundesaylamt wurde mit Schreiben vom 28.11.2011 vom Einlangen der Beschwerdevorlage in Kenntnis
gesetzt.romisch zwei.9. Das Bundesaylamt wurde mit Schreiben vom 28.11.2011 vom Einlangen der
Beschwerdevorlage in Kenntnis gesetzt.
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[1.110. Die Entscheidung Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gegen die mit der
zurlickweisenden Entscheidung verbundenen Ausweisung ist nicht als Entscheidung in der Sache selbst zu werten;
Sache des Beschwerdeverfahren ist nicht nur die Entscheidung Uber die Zuldssigkeit der Ausweisung, sondern auch
Uber die der Ausweisung zu Grunde liegenden zurtickweisenden Entscheidung des Antrags auf internationalen Schutz.
Bei der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde in Bezug auf die Ausweisung handelt sich daher
um eine der Sachentscheidung vorgelagerte verfahrensrechtliche Entscheidung (vergleichbar einer einstweiligen
Verfliigung), die nicht geeignet ist, den Ausgang des Verfahrens vorwegzunehmen. Es ist in diesem
Zusammenhangromisch zwei.10. Die Entscheidung Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung der
Beschwerde gegen die mit der zurtickweisenden Entscheidung verbundenen Ausweisung ist nicht als Entscheidung in
der Sache selbst zu werten; Sache des Beschwerdeverfahren ist nicht nur die Entscheidung Uber die Zulassigkeit der
Ausweisung, sondern auch tber die der Ausweisung zu Grunde liegenden zurlickweisenden Entscheidung des Antrags
auf internationalen Schutz. Bei der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde in Bezug auf die
Ausweisung handelt sich daher um eine der Sachentscheidung vorgelagerte verfahrensrechtliche Entscheidung
(vergleichbar einer einstweiligen Verfiigung), die nicht geeignet ist, den Ausgang des Verfahrens vorwegzunehmen. Es
ist in diesem Zusammenhang

daher lediglich darauf abzustellen, ob - im Sinn einer Grobprufung - von vornherein ausgeschlossen erscheint, dass es
sich bei den in den Anwendungsbereich der Art. 2 und 3 EMRK reichenden Behauptungen um "vertretbare Anspruche"
handelt (vgl. in diesem Zusammenhang zum Konzept der "offensichtlichen Unbegrindetheit" als Grund fur die
(verfahrensrechtliche) Zurlckweisung der Beschwerde durch den EGMR; Ch. Grabenwarter, Europaische
Menschenrechtskonvention, Ein Studienbuch, Miinchen/Wien 2003, S 93f).daher lediglich darauf abzustellen, ob - im
Sinn einer Grobprufung - von vornherein ausgeschlossen erscheint, dass es sich bei den in den Anwendungsbereich
der Artikel 2 und 3 EMRK reichenden Behauptungen um "vertretbare Ansprtiche" handelt vergleiche in diesem
Zusammenhang zum Konzept der "offensichtlichen Unbegrindetheit" als Grund fir die (verfahrensrechtliche)
Zurlckweisung der Beschwerde durch den EGMR; Ch. Grabenwarter, Europaische Menschenrechtskonvention, Ein
Studienbuch, Minchen/Wien 2003, S 93f).

I1.11. Im vorliegenden Fall erscheint es aufgrund des vom Beschwerdeflhrer erstatteten Vorbringens - insbesondere
innerhalb des zur Verfiigung stehenden eingeschrankten Beurteilungsspielraums - nicht ausgeschlossen, dass eine
sofortige Vollziehung der im angefochtenen Bescheid verflgten Ausweisung des Beschwerdefiihrers nach Nigeria zu
einer Verletzung von Art. 3 EMRK fUhren wirde.rémisch zwei.11. Im vorliegenden Fall erscheint es aufgrund des vom
Beschwerdefiihrer erstatteten Vorbringens - insbesondere innerhalb des zur Verfligung stehenden eingeschrankten
Beurteilungsspielraums - nicht ausgeschlossen, dass eine sofortige Vollziehung der im angefochtenen Bescheid
verflgten Ausweisung des Beschwerdeflihrers nach Nigeria zu einer Verletzung von Artikel 3, EMRK flhren wiirde.

Es war daher spruchgemaRB zu entscheiden. Die Entscheidung konnte gemaR§ 41 Abs. 4 AsylG 2005 ohne Abhaltung
einer mindlichen Verhandlung getroffen werden.Es war daher spruchgemaf zu entscheiden. Die Entscheidung konnte
gemal Paragraph 41, Absatz 4, AsylG 2005 ohne Abhaltung einer mindlichen Verhandlung getroffen werden.

Schlagworte

aufschiebende Wirkung
Zuletzt aktualisiert am

04.01.2012

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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